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Fünf Motionen zur Reduktion der
Prämienbelastung (Mo. 22.3793; Mo.
22.3801; Mo. 22.3802;  Mo. 22.3816; Mo.
22.3863)

Krankenversicherung

In der Herbstsession 2022 führten National- und Ständerat eine ausserordentliche
Session zum Thema «Kaufkraft» (22.9013) durch, in der sie verschiedene Vorstösse
diskutierten, die auf eine finanzielle Entlastung der Bürgerinnen und Bürger abzielten,
um der steigenden Teuerung, insbesondere im Bereich Energie, zu begegnen. Eine
Gruppe von Unterstützungsvorschlägen betraf die Krankenkassenprämien.
So forderten die SP-Fraktion im Nationalrat (Mo. 22.3793) sowie Marina Carobbio
Guscetti (sp, TI; Mo. 22.3802) und Isabelle Chassot (mitte, FR; Mo. 22.3801) im
Ständerat eine Erhöhung des Bundesbeitrags an die individuelle Prämienverbilligung für
das Jahr 2023 um 30 Prozent. Da für das Jahr 2023 ein Prämienschock drohe, müssten
Haushalte mit tiefen und mittleren Einkommen auf diese Weise entlastet werden, so die
Begründung für die Forderungen. Der Bundesrat erläuterte, dass der Bundesbeitrag an
die Prämienverbilligung 7.5 Prozent der Bruttokosten der OKP entspreche und somit
zusammen mit den Prämien ansteige. Folglich sei keine zusätzliche Erhöhung des
Beitrags nötig. Um zu verhindern, dass die Kantone ihre eigenen Anteile an die
Prämienverbilligungen weiter reduzieren, verwies der Bundesrat auf seinen indirekten
Gegenvorschlag zur Prämien-Entlastungs-Initiative. Während der Nationalrat die Motion
der SP-Fraktion mit 97 zu 95 Stimmen (bei 2 Enthaltungen) annahm, wies der Ständerat
die beiden Motionen aufgrund eines Ordnungsantrags Juillard (mitte, JU) der
Kommission zur Vorberatung zu.
Einen anderen Lösungsweg bezüglich der hohen Krankenkassenprämien schlugen
Thomas de Courten (svp, BL; Mo. 22.3816) im Nationalrat und Marco Chiesa (svp, TI; Mo.
22.3863) im Ständerat vor: Sie verlangten, dass die Krankenkassenprämien zukünftig
vollständig von den Bundessteuern abgezogen werden können, wie dies bereits in
einigen früheren Vorstössen verlangt worden war. Damit sollen «jene Personen
[entlastet werden], die ihre Krankenkassenprämien noch aus dem eigenen
Portemonnaie bezahlen». Der Bundesrat verwies in seiner Antwort auf seine Umsetzung
der Motion Grin (svp, VD; Mo. 17.3171), mit welcher der steuerliche Abzug der
Krankenkassenprämien bereits erhöht werden soll. Damit werde ein Teil der
Forderungen der Motionen de Courten und Chiesa umgesetzt, ein vollständiger Abzug
hätte jedoch zu hohe Steuerausfälle zur Folge – insbesondere auch im Hinblick auf die
von den Motionären ausgeführten, für den Bund zukünftig zusätzlich anfallenden
Kosten. Mit 142 zu 53 Stimmen respektive 36 zu 5 Stimmen (bei 1 Enthaltung) lehnten
beide Räte die Motionen ab, wobei sie nur bei Mitgliedern der SVP-Fraktion auf
Zustimmung stiessen. 1

MOTION
DATUM: 21.09.2022
ANJA HEIDELBERGER

Fünf Motionen zur Anpassung der AHV-
Renten (Mo. 22.3792; Mo. 22.3799; Mo.
22.3803; Mo. 22.3818; Mo. 22.3861)

Alters- und Hinterlassenenversicherung (AHV)

In der Herbstsession 2022 führten National- und Ständerat eine ausserordentliche
Session zum Thema «Kaufkraft» (22.9013) durch, in der sie verschiedene Vorstösse für
eine finanzielle Entlastung der Bürgerinnen und Bürger aufgrund der steigenden
Teuerung, insbesondere im Bereich Energie, diskutierten. Eine Gruppe von
Unterstützungsvorschlägen betraf dabei die AHV-Renten.

So forderten die Mitte-Fraktion im Nationalrat (Mo. 22.3792) sowie Pirmin Bischof
(mitte, SO; Mo. 22.3803) und Paul Rechsteiner (sp, SG; Mo. 22.3799) im Ständerat eine
ausserordentliche Anpassung der ordentlichen AHV-Renten durch einen vollständigen
Teuerungsausgleich auf den 1. Januar 2023. Gemäss aktueller Regelung würde die
Teuerung durch Anwendung des sogenannten Mischindexes nur teilweise ausgeglichen,
weil neben dem Preisindex auch der Lohnindex berücksichtigt wird. Diese Problematik
wurde etwa auch im Rahmen der Initiative für eine 13. AHV-Rente diskutiert. Der
Bundesrat bestätigte, dass der Mischindex in diesem Jahr die Teuerung vermutlich

MOTION
DATUM: 21.09.2022
ANJA HEIDELBERGER
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unterschätze, verwies aber darauf, dass das Lohnniveau üblicherweise stärker ansteige
als das Preisniveau – so etwa auch im Jahr 2020 –, wodurch die Rentnerinnen und
Rentner von dieser Regelung üblicherweise profitierten. Darüber hinaus verlangten die
drei Vorstösse, dass die Renten bei allfälligen zukünftigen überdurchschnittlichen
Teuerungsanstiegen über 2 Prozent des LIK regelmässig angepasst werden. 
Alfred Heer (svp, ZH; Mo. 22.3818) im Nationalrat und Marco Chiesa (svp, TI; Mo.
22.3861) im Ständerat wehrten sich mit ihren Motionen gegen die vorgeschlagene
Abweichung vom Mischindex. Auch sie forderten eine Rentenanpassung, jedoch
weiterhin in Übereinstimmung mit dem Mischindex. Finanziert werden solle dieser
Teuerungsausgleich neu jedoch über Ausgabenwachstumsplafonierungen im
Bundesbudget, etwa bei der internationalen Entwicklungszusammenarbeit, beim
Forschungs- und Bildungsbereich oder bei den Aufwendungen des Bundes für Personal
und externe Beratende. Zur Begründung verwiesen die Motionäre auf verschiedene
kostentreibende Projekte, die in der Sommersession 2022 vom Parlament gutgeheissen
worden waren und die Einsparungen nötig machten. 
Der Bundesrat erklärte in seiner Stellungnahme, dass die Rentenanpassungen keine
höheren Bundesbeiträge an die AHV nach sich ziehen würden und die Plafonierung
somit nicht nötig sei. Zudem erhöhe die Teuerung nicht nur die Ausgaben, sondern
auch die Einnahmen der AHV. Mit 99 zu 92 Stimmen (bei 1 Enthaltung) und mit 24 zu 17
Stimmen respektive 16 Stimmen (bei 2 Enthaltungen) nahmen National- und Ständerat
die Motionen der Mitte, von Pirmin Bischof und von Paul Rechsteiner an, während sie
die Motionen von Alfred Heer und Marco Chiesa mit 142 zu 53 Stimmen respektive 34 zu
6 Stimmen (bei 2 Enthaltungen) ablehnten. Während sich die Mitglieder der SVP-, der
GLP- und die Mehrheit der FDP.Liberalen-Fraktion erfolglos gegen die Erhöhung des
Teuerungsausgleichs aussprachen, fanden die Motionen von Heer und Chiesa nur in der
SVP-Fraktion Zustimmung. 2

In der Wintersession 2022 folgte der Ständerat seinem Schwesterrat und nahm eine
Motion der Mitte-Fraktion (Mo. 22.3792) für einen vollständigen Teuerungsausgleich
der AHV-Renten auf den 1. Januar 2023 an. Die SGK-SR hatte zuvor argumentiert, dass
die «ungeschmälerte und unverzügliche Erhaltung der Kaufkraft der AHV-Renten» in
Anbetracht der allgemein sinkenden Kaufkraft zentral sei. Diese ausserordentliche
Rentenerhöhung sei jedoch nicht zusätzlich zu, sondern anstelle einer künftigen
ordentlichen Rentenerhöhung zu verstehen. Eine Minderheit Kuprecht (svp, SZ)
beantragte, die Motion abzulehnen, zumal man nicht vom «bewährten Mechanismus»,
bei dem ein Mittelwert der Preisentwicklung gemäss LIK und der Lohnentwicklung
berechnet wird, abweichen solle. Zudem müssten auch die Arbeitnehmenden ohne
vollständigen Teuerungsausgleich auskommen – vielmehr übersteige bereits die vom
Bundesrat im Oktober 2022 beschlossene Erhöhung der AHV/IV-Renten um 2.5 Prozent
den Teuerungsausgleich für die Arbeitnehmenden deutlich. Die Erhöhung des
Rentenausgleichs auf 3 Prozent statt auf 2.5 Prozent bringe insgesamt Mehrkosten von
CHF 1.2 Mrd. für die AHV, CHF 155 Mio. für die IV und CHF 245 Mio. für den
Bundeshaushalt mit sich – zuzüglich der Durchführungskosten. Letztere seien wohl
höher als die zusätzlichen monatlichen Renten von CHF 6 bis CHF 12 pro Person,
welche überdies aufgrund der Referendumsfrist erst Mitte des Jahres ausbezahlt
werden könnten. 
Paul Rechsteiner (sp, SG) wehrte sich dagegen, «diese Beträge [...] zu bagatellisieren».
Bei einer Teuerung von 3.6 Prozent – Kuprecht hatte mit 3.0 Prozent gerechnet – und
über die zwei Jahre, für welche die Rentenanpassungen vorgesehen sind, gehe es hier
um insgesamt CHF 500 pro Person, was für die Betroffenen sehr wichtig sei. 
Mit 22 zu 20 Stimmen folgte der Ständerat seiner Kommissionsmehrheit und nahm die
Motion an. Für Annahme stimmten die SP- und die Grünen- sowie eine Mehrheit der
Mitte-Fraktion, dagegen die SVP- und die FDP-Fraktion. Bisher noch nicht behandelt
wurden die in der ausserordentlichen Session im Herbst 2022 im Ständerat
angenommenen Motionen von Pirmin Bischof (mitte, SO; Mo. 22.3803) und Paul
Rechsteiner (Mo. 22.3799) mit demselben Anliegen. 3

MOTION
DATUM: 12.12.2022
ANJA HEIDELBERGER
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Staatliche Entlastung des Mittelstandes und
der KMU von den hohen Benzin- und
Dieselpreisen (Mo. 22.3202, 22.3115,
22.3634 und 22.3635)

Strassenverkehr

National- und Ständerat befassten sich in einer ausserordentlichen Session zum Thema
«Kaufkraft» im Rahmen der Herbstsession 2022 unter anderem mit zwei Vorstössen
aus den Reihen der SVP, die einen Teilverzicht bei der Erhebung der Mineralölsteuer
forderten: Benjamin Giezendanners (svp, AG; Mo. 22.3202) Motion forderte die
Regierung dazu auf, auf denjenigen Teil der Mineralölsteuer auf Treibstoff zu
verzichten, der der allgemeinen Bundeskasse zugewiesen wird. Die gestiegenen
Treibstoff-Preise belasteten insbesondere ältere Menschen und diejenigen, die auf ein
Auto angewiesen seien; diesen Menschen müsse nun geholfen werden. Die Motion von
Pierre-André Page (svp, FR; Mo. 22.3115) ging noch etwas weiter und verlangte, dass
derjenige Anteil der Mineralölsteuer, der nicht direkt in den Strassenunterhalt fliesst,
solange wie notwendig aufgehoben wird. Identische Motionen wie Benjamin
Giezendanner und Pierre-André Page reichte überdies Marco Chiesa (svp, TI; Mo.
22.3634 und Mo. 22.3635) im Ständerat ein.
Alle vier Motionen glichen stark den vier Motionen der SVP, die bereits im Rahmen der
ausserordentlichen Session im Sommer 2022 unter dem Titel «Entlastungsmassnahmen
zugunsten der Bevölkerung und der Wirtschaft» behandelt und abgelehnt worden
waren. Der Bundesrat begründete seine ablehnende Haltung zu den Motionen
Giezendanner, Page und Chiesa denn auch mit denselben Argumenten wie im Sommer:
Die Regierung sei sich der gestiegenen Energiepreise und der damit einhergehenden
Herausforderungen bewusst, sehe aber momentan keinen unmittelbaren
Handlungsbedarf. Man habe aber eine interdepartementale Arbeitsgruppe der
betroffenen Departemente UVEK, WBF und EFD gebildet, welche mögliche
Handlungsfelder prüfen werde.

Im Nationalrat führten die zwei Motionen zu teils heftigen Diskussionen darüber, ob
damit einseitig Haushalte mit höheren Einkommen entlastet würden, da ärmere
Haushalte proportional weniger häufig Auto fahren würden. Bundesrat Maurer lehnte
alle Vorstösse, die in der ausserordentlichen Session behandelt wurden, ab und
begründete dies namentlich mit der Sorge um die Bundesfinanzen. Die beiden
Motionen fanden ausserhalb der SVP nur bei einzelnen Mitgliedern der Mitte-Fraktion
Unterstützung; sie wurden mit 135 zu 58 Stimmen (bei 2 Enthaltungen) und 138 zu 57
Stimmen deutlich abgelehnt.

Im Ständerat argumentierte Motionär Chiesa, dass seine Motionen den Menschen zu
gute kämen, die unbedingt auf ein Auto angewiesen seien, beispielsweise weil sie in
abgelegenen Gebieten lebten. Auch in der kleinen Kammer verwies Finanzminister
Maurer generell auf die finanzielle Lage, die es derzeit nicht erlaube, «überall
einzugreifen, zumal die Situation nicht überall gravierend ist». Die Motionen von Marco
Chiesa würden zu starken Mindereinnahmen für den Bund führen, wodurch im
Gegenzug grosse Sparmassnahmen nötig wären, welche sicher zu einem Aufschrei
führen würden.
Im Anschluss lehnte auch die kleine Kammer die beiden Motionen zur Mineralölsteuer
mit 34 zu 4 Stimmen bei 5 Enthaltungen (Mo. 22.3634) und mit 32 zu 7 Stimmen bei 4
Enthaltungen (Mo. 22.3635) klar ab. Während die Motion 22.3634 nur Unterstützung in
den eigenen Reihen fand, wurde die Motion 22.3635 auch von wenigen Mitgliedern der
Mitte-Fraktion angenommen. 4

MOTION
DATUM: 21.09.2022
BERNADETTE FLÜCKIGER
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Aide ciblée pour soutenir les ménages à
revenus modestes face à la hausse des prix de
l'énergie (Mo. 22.3782)

Energiepolitik

Pour compenser la hausse des prix de l'énergie pour les ménages à faibles revenus, la
députée verte Franziska Ryser (verts, SG) propose des «allocations énergies» ciblées.
Ces aides financières temporaires devraient permettre de compenser le probablement
doublement des prix de l'énergie à l'horizon 2023. 
Le Conseil fédéral s'est opposé à la motion. D'abord, il a reconnu que la reprise
économique mondiale et la guerre en Ukraine avaient renforcé l'instabilité sur le
marché de l'énergie et qu'une inflation supérieure à 2.5 pour cent devait être envisagée
à moyen-terme. En revanche, il a jugé que la forte volatilité des prix empêchait une
intervention fédérale urgente. Dans cette optique, il a précisé que les mesures sociales
cantonales et communales sont, pour le moment, en mesure d'encaisser le choc de ce
renchérissement pour les ménages à faibles revenus.
La motion a été rejetée par la chambre du peuple par 127 voix contre 67 et une
abstention. L'argumentaire de la députée saint-galloise n'a convaincu que les groupes
écologiste (29 voix) et socialiste (38 voix). Une motion identique 22.3805 a également
été rejetée par la chambre des cantons. 5

MOTION
DATUM: 21.09.2022
GUILLAUME ZUMOFEN

Ja zur Abschaffung des Eigenmietwerts für
Rentner (Mo. 22.3817)

Wohnungsbau und -eigentum

Im Rahmen einer ausserordentlichen Session zur Kaufkraft im September 2022 beriet
der Nationalrat eine im Juni desselben Jahres eingereichte Motion von Thomas Matter
(svp, ZH). Mit dieser verlangte Matter die Abschaffung des Eigenmietwerts für
Rentnerinnen und Rentner. Diese Massnahme würde finanzschwache Rentnerhaushalte
entlasten und setze Anreize, die private Verschuldung abzubauen, so Matter. Der
Bundesrat empfahl die Motion zur Ablehnung. Einerseits werde die Abschaffung des
Eigenmietwerts bereits im Rahmen einer parlamentarischen Initiative der WAK-SR
(Pa.Iv. 17.400) behandelt. Andererseits käme «eine blosse altersmässige Differenzierung
(...) einer sachlich nicht begründbaren Ungleichbehandlung gleich und würde das
Rechtsgleichheitsgebot verletzen gegenüber Wohneigentümerinnen und
Wohneigentümern, die das AHV-Alter noch nicht erreicht haben», so der Bundesrat.
Weiter könne die vorgeschlagene Änderung nur wenig zum Abbau von Schuldanreizen
beisteuern, da diese Anreize während der Erwerbstätigkeit weiterhin bestünden. Nicht
zuletzt gebe es keinen Handlungsbedarf, da Rentnerhaushalte nicht systematisch in
Notlage seien. Im Gegenteil: Bei den Haushalten im AHV-Rentenalter liege das mediane
Nettovermögen höher als bei jenen im Erwerbsalter. Der Nationalrat folgte der
Empfehlung des Bundesrates und lehnte die Motion Matter mit 141 zu 53 Stimmen (bei 1
Enthaltung) klar ab. Die Motion erhielt ausserhalb der SVP-Fraktion keine Stimmen. Im
Übrigen wurde einige Tage später im Ständerat eine gleichnamige Motion von SVP-
Präsident Marco Chiesa (svp, TI) abgelehnt. 6

MOTION
DATUM: 21.09.2022
ELIA HEER

Ja zur Abschaffung des Eigenmietwerts für
Rentner (Mo. 22.3862)

Wohnungsbau und -eigentum

Der Ständerat beriet im Rahmen einer ausserordentlichen Session zur Kaufkraft im
September 2022 eine im Juni desselben Jahres eingereichte Motion von Marco Chiesa
(svp, TI) betreffend die Abschaffung des Eigenmietwerts für Rentnerinnen und Rentner
– dies nur fünf Tage nachdem der Nationalrat eine gleichnamige Motion von Thomas
Matter (svp, ZH) abgelehnt hatte. Auch im Ständerat fand die Motion ausserhalb von
SVP-Kreisen keine Zustimmung. Neben Chiesa äusserten sich nur Brigitte Häberli-Koller
(mitte, TG) und Bundesrat Ueli Maurer zur Motion. Beide sprachen sich dafür aus, die

MOTION
DATUM: 26.09.2022
ELIA HEER
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Motion abzulehnen und stattdessen die Beratungen zum Thema Eigenmietwert im
Rahmen der Umsetzung der parlamentarischen Initiative über einen Systemwechsel in
der Wohneigentumsbesteuerung (Pa.Iv. 17.400) zu führen. Die kleine Kammer folgte
diesen Voten und lehnte die Motion Chiesa mit 38 zu 4 Stimmen (bei 1 Enthaltung)
deutlich ab. 7

Treibstoffpreise. Einen Preisrechner nach
österreichischem Vorbild einführen (Mo.
22.3804)

Strassenverkehr

Pirmin Bischof (mitte, SO) forderte im Juni 2022 mit einer Motion die Einführung eines
Online-Preisrechners für Treibstoffe. Ständerat Bischof argumentierte, dass nur ein
Teil der jüngsten Steigerung der Treibstoffpreise auf die internationale Lage
zurückzuführen sei; ein guter Teil liege an der fehlenden Transparenz über die
Treibstoffpreise in der Schweiz, die es laut Preisüberwacher Stefan Meierhans den
Erdölfirmen ermögliche, grosse Gewinne zu erzielen. Abhilfe schaffen würde gemäss
Bischof ein Preisrechner, wie ihn beispielsweise Österreich bereits vor einigen Jahren
eingeführt habe. Dort gebe es für alle Tankstellen eine Preismeldepflicht, die es den
Konsumentinnen und Konsumenten erlaube, rasch und unkompliziert die günstigste
Tankstelle in der Umgebung zu finden.
Der Bundesrat lehnte die Motion mit einer allgemein gehaltenen Begründung zur
Teuerungsthematik ab. Der Vorstoss wurde im Rahmen der ausserordentlichen Session
zur Kaufkraft in der Herbstsession 2022 behandelt. Motionär Bischof bewarb sein
Anliegen mit dem Hinweis, dass ein Preisrechner keine Mehrausgaben oder
Mindereinnahmen bedeute, sondern lediglich mehr Transparenz schaffe. Der Bund
müsse höchstens die Kosten für die Bereitstellung dieses Rechners zahlen, diese seien
aber sehr niedrig. Wirtschaftsminister Parmelin hingegen sah keinen Anlass für die
Einführung eines solchen Preisrechners. Zum einen würde die Einführung dieses
Instruments eine Gesetzesänderung bedingen, welche Zeit brauche. Der Preisrechner
würde demnach nichts gegen die aktuell hohen Preise nützen. Zum anderen bringe die
Verpflichtung zur Meldung der tagesaktuellen Treibstoffpreise einen grossen
administrativen Mehraufwand für die Tankstellen mit sich. Zudem habe eine Studie von
Ecoplan ergeben, dass der entsprechende Handlungsbedarf nicht offensichtlich sei und
dass die Spareffekte für die Autofahrenden marginal ausfallen würden. Die kleine
Kammer nahm die Motion jedoch mit 25 zu 18 Stimmen bei 1 Enthaltung an. Die Mitte-,
die Grüne- und die SP-Fraktionen stimmten für das Anliegen. 8

MOTION
DATUM: 26.09.2022
BERNADETTE FLÜCKIGER

Die WAK-NR zeigte sich im Januar 2023 gespalten in der Frage, ob der Bund einen
Preisrechner für Treibstoffpreise nach österreichischem Vorbild einführen soll. Eine
Mehrheit der Kommission beantragte mit 12 zu 10 Stimmen, der Motion in angepasster
Form Folge zu geben, wonach der Bund die Plattform auch in Zusammenarbeit mit
privaten Anbietern betreiben könne. Die Kommission reagierte damit auf den vom TCS
im November 2022 lancierten Benzinpreisradar. 
In der Frühjahrssession 2023 war eine Mehrheit des Nationalrates mit 95 zu 81 Stimmen
bei 2 Enthaltungen jedoch der Ansicht, dass kein Bedarf an einer staatlichen Lösung
mehr bestehe, wobei die grosse Kammer der Kommissionsminderheit folgte.
Minderheitensprecher Beat Walti (fdp, ZH) erklärte im Rat, dass einerseits eine
privatwirtschaftliche Lösung geschaffen worden sei und sich andererseits die
Spritpreise eingependelt hätten. Mit einer Ablehnung könne man «etwas Gutes gegen
die Bürokratie tun»  – bei einer Annahme hätten die Tankstellenbetreiber ihre aktuellen
Preise beim Bund melden müssen – und auf die Einführung eines «neuen Molochs» sei
zu verzichten, führte der freisinnige Nationalrat weiter aus. Die geschlossenen
Fraktionen der SVP, der FDP.Liberalen, eine Mehrheit der Grünliberalen-Fraktion sowie
wenige Stimmen aus der Mitte-Fraktion setzten sich schliesslich mit dieser Meinung
durch und lehnten die Motion ab. Kommissionssprecher Fabio Regazzi (mitte, TI) hatte
vergebens versucht, eine Ratsmehrheit vom Handlungsbedarf und der Idee der
Zusammenarbeit zwischen Staat und Privatwirtschaft in der Kontrolle der Benzinpreise
zu überzeugen. Mit der Ablehnung im Nationalrat war die Motion erledigt. 9

MOTION
DATUM: 02.03.2023
MARCO ACKERMANN
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Prix de l'énergie. Pour une allocation énergie
annuelle afin de réduire la pression financière
sur les ménages les plus vulnérables (Mo.
22.3571)

Energiepolitik

Depuis 2021, la hausse des prix de l'énergie grève les budgets des ménages helvétiques.
Plus particulièrement, les ménages à faibles revenus affectent jusqu'à 8-10 pour cent
de leur revenu aux charges liées à l'énergie. Par conséquent, il est nécessaire de prévoir
une allocation énergie, sur le modèle des primes de l'assurance maladie, pour les
personnes à faibles revenus. Le sénateur Carlo Sommaruga (ps, GE) propose que la
possibilité d'introduire une «allocation énergie» soit ajoutée à l'ordre du jour du
groupe interdépartemental sur les conséquences de la hausse des prix de l'énergie. 
Le Conseil fédéral a préconisé le rejet de la motion. D'après le gouvernement, et selon
les dernières conclusions du groupe de travail interdépartemental, la situation n'est pas
urgente. En effet, la forte volatilité induit une trop forte incertitude quant à l'évolution
future des prix de l'énergie.
A l'identique de la motion Graf (verts, BL) 22.3805, la motion Sommaruga a été rejetée
par 28 voix contre 10 et cinq abstentions. 10

MOTION
DATUM: 26.09.2022
GUILLAUME ZUMOFEN

Aide ciblée pour soutenir les ménages à
revenus modestes face à la hausse des prix de
l'énergie (Mo. 22.3805)

Energiepolitik

Pour compenser la hausse des prix de l'énergie pour les ménages à faibles revenus, la
sénatrice verte Maya Graf (verts, BL) propose des «allocations énergies» ciblées. Ces
aides financières temporaires devraient permettre de compenser le probablement
doublement des prix de l'énergie à l'horizon 2023. 
Le Conseil fédéral s'est opposé à la motion. D'abord, il a reconnu que la reprise
économique mondiale et la guerre en Ukraine avaient renforcé l'instabilité sur le
marché de l'énergie et qu'une inflation supérieure à 2.5 pour cent devait être envisagée
à moyen-terme. En revanche, il a jugé que la forte volatilité des prix empêchait une
intervention fédérale urgente. Dans cette optique, il a précisé que les mesures sociales
cantonales et communales sont, pour le moment, en mesure d'encaisser le choc de ce
renchérissement pour les ménages à faibles revenus.
La motion a été rejetée par la chambre des cantons par 26 voix contre 15 et deux
abstentions. Une motion identique 22.3782 a également été rejetée par la chambre du
peuple. 11

MOTION
DATUM: 26.09.2022
GUILLAUME ZUMOFEN

Anpassung der AHV-Renten an die Teuerung
(BRG 23.016)

Alters- und Hinterlassenenversicherung (AHV)

Wie von National- und Ständerat in der Herbst- und Wintersession 2022 gefordert
worden war, legte der Bundesrat im Februar 2023 seine Botschaft für eine Anpassung
der AHV- und IV-Renten, der Ergänzungsleistungen und der Überbrückungsleistungen
an die volle Teuerung vor. Statt wie bisher auf das arithmetische Mittel von Preisanstieg
und Lohnanstieg zu setzen, sollte der Preisanstieg ausnahmsweise komplett
berücksichtigt werden – in den letzten Jahren hatte der Lohnanstieg immer über dem
Preisanstieg gelegen. Waren die Parlamentarierinnen und Parlamentarier bei der
Beratung der Motion noch von einem Preisanstieg von 3 bis 3.6 Prozent ausgegangen,
gab der Bundesrat in seiner Medienmitteilung bekannt, dass die Teuerung gemäss LIK
2022 im Schnitt 2.8 Prozent betragen hatte. Da der Bundesrat die Renten für das Jahr
2023 aber bereits um 2.5 Prozent erhöht hatte, sollten die Renten somit um weitere
0.3 Prozent erhöht werden. Diese Anpassung könne frühestens per Juli 2023 erfolgen,

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 22.02.2023
ANJA HEIDELBERGER
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betonte der Bundesrat. Damit auf eine rückwirkende Anpassung verzichtet werden
könnte, schlug der Bundesrat eine Erhöhung von Juli 2023 bis Ende 2024 vor. Somit
würde die Minimalrente um CHF 7 pro Monat und die Maximalrente um CHF 14 pro
Monat steigen. Gleichzeitig würde dies zu Mehrkosten von CHF 418 Mio. bei der AHV,
CHF 54 Mio. bei der IV und CHF 3.4 Mio. bei den EL führen. Unverändert bleiben sollen
gemäss Botschaft hingegen verschiedene Grenzbeträge und Beiträge, die
normalerweise zusammen mit der AHV-Rente angepasst werden. 12

In der Frühjahrssession 2023 setzte sich das Parlament mit der Anpassung der AHV-
und IV-Renten, der Ergänzungsleistungen und der Überbrückungsleistungen an die
volle Teuerung auseinander. Zuvor hatte die SGK-NR mit 13 zu 11 Stimmen beantragt,
nicht auf die Vorlage einzutreten. Die Kommissionssprecher Philippe Nantermod (fdp,
VS) und Thomas Aeschi (svp, ZG) begründeten den Mehrheitsantrag mit der bereits
erfolgten Anpassung um 2.5 Prozent, mit der minimalen tatsächlichen Erhöhung der
Renten sowie mit den hohen Kosten für die AHV von CHF 418 Mio. in den Jahren 2023
und 2024. Der Betrag sei lediglich symbolisch, die Kosten seien es hingegen nicht,
betonte Nantermod. Eine Minderheit Lohr (mitte, TG) beantragte Eintreten, zumal es
«um einen gerechten Ausgleich der Inflation für die Ärmsten in unserem Land» gehe.
Man müsse zwar die Finanzierung noch besser regeln, was man aber nach Eintreten
erledigen könne. In der Folge entbrannte eine relativ lange Debatte insbesondere
zwischen Mitgliedern der links-grünen Fraktionen, die auf den Verfassungsauftrag für
die Anpassung von Renten an die Teuerung verwiesen und Mitgliedern der FDP und der
SVP, die die entsprechenden Forderungen als Wahlkampf abtaten. Mit 97 zu 92
Stimmen (bei 1 Enthaltung) sprach sich der Nationalrat gegen Eintreten aus, wobei die
Fraktionen der Mitte, SP und Grünen geschlossen dafür und die Fraktionen der SVP,
FDP und GLP geschlossen dagegen stimmten.

Deutlich kürzer fiel die Diskussion im Ständerat aus. Zwar hatte sich die SGK-SR mit 6
zu 5 Stimmen (bei 2 Enthaltungen) für Eintreten ausgesprochen, die kleine Kammer
folgte jedoch überaus knapp mit 21 zu 20 Stimmen dem Minderheitsantrag Kuprecht
(svp, SZ) auf Nichteintreten. Damit war die Vorlage vom Tisch. 13
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